Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

An den Grossen Rat | 20.5485.02 |

PD/P205485
Basel, 5. Mai 2021

Regierungsratsbeschluss vom 4. Mai 2021

Motion Andreas Zappala und Konsorten betreffend «berufsmassige
Vertretung durch die Interessenverbande an der Schlichtungsstelle
und eventuell am Mietgericht» — Stellungnahme

Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 10. Februar 2021 die nachstehende Motion Andreas
Zappala und Konsorten dem Regierungsrat zur Stellungnahme Uberwiesen:

«Gemass Art. 68 der Zivilprozessordnung sind zur berufsmassigen Vertretung an Schweizer Gerichten
Anwaltinnen und Anwalte zugelassen, die nach dem Anwaltsgesetz vom 23. Juni 2000 berechtigt sind,
Parteien vor schweizerischen Gerichten zu vertreten. In Litera b und d verweist die Zivilprozessord-
nung auf das kantonale Recht. So kann dieses unter anderem vorsehen, dass vor der Schlichtungs-
behoérde patentierte Sachwalterinnen und Sachwalter sowie Rechtsagentinnen und Rechtsagenten in
Vertretung der Parteien auftreten kénnen. Ebenso kann das kantonale Recht es zulassen, dass vor
Miet-und Arbeitsgerichten beruflich qualifizierte Vertreterinnen und Vertreter auftreten kénnen. Zu ei-
ner Schlichtungsverhandlung missen die Parteien gemass Art. 204 ZPO personlich erscheinen, sofern
sie nicht ausserkantonalen oder auslandischen Wohnsitz haben. Vom personlichen Erscheinen befreit
ist auch eine Partei, die wegen Krankheit, Alter oder anderen wichtigen Grinden verhindert ist oder
als vermietende Partei die Liegenschaftsverwaltung delegiert. Bei personlicher Teilnahme an der Ver-
handlung kann sich eine Partei von einer Rechtsbeistéandin, einem Rechtsbeistand oder einer Vertrau-
ensperson begleiten lassen.

Von dieser Begleitmdglichkeit machen viele Vermietende ohne Liegenschaftsverwaltung und Mietende
Gebrauch, indem sie sich durch eine Vertreterin oder einen Vertreter ihrer Interessenorganisation be-
gleiten lassen. Schwierig wird die Situation, wenn eine personliche Teilnahme nicht mdéglich ist und
kein gesetzlicher Dispensationsgrund vorliegt. Die Vertrauensperson seiner Interessenorganisation
kann nicht delegiert werden, da das kantonale Rechtes nicht vorsieht. Vor Inkrafttreten der eidgenés-
sischen Zivilprozessordnung war es in Basel gang und gabe, dass sich die Parteien durch ihre Inte-
ressenorganisationen nicht nur begleiten, sondern auch vertreten lassen konnten. Die heutige Unmd&g-
lichkeit liegt in erster Linie aber nicht an der Zivilprozessordnung selbst, welche eine Vertretung
zulassen wirde, sondern an der kantonalen Gesetzgebung, welche eine Schlichtungsbehoérde als Ge-
richt bezeichnet, sofern diese richterliche Aufgabe tbernimmt, welche die berufsméssige Vertretung
an den Gerichten den im Anwaltsregister eingetragenen Anwaltinnen und Anwalten vorbehalt und wel-
che keine der oben zitierten Moglichkeiten vorsieht. Diese aktuelle Situation ist stossend, da Mietende
und Vermietende ihre Streitigkeit in vielen Fallen nicht GUber kostspielige Anwaltinnen und Anwalte re-
geln mochten, sondern sich am liebsten durch eine Vertrauensperson ihrer Interessenorganisation
vertreten lassen mochten.

Aus diesem Grund bitten die Motionare den Regierungsrat, die gesetzlichen Grundlagen so anzupas-
sen, dass eine berufsmassige Vertretung der Mietenden und Vermietenden vor der staatlichen Schlich-
tungsstelle fur Mietstreitigkeiten durch ihre Mieter-und Vermieterorganisation resp. einer von ihnen
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angestellten Person mdoglich ist. Dass die Vertretungsmdglichkeit auf die Mietgerichte ausgeweitet
werden soll, erachten die Motionare als wiinschenswert, Uberlassen die Beurteilung hingegen dem
Regierungsrat.

Andreas Zappala, Beat Leuthardt, Jeremy Stephenson, Balz Herter, Luca Urgese, Michelle La-
chenmeier, Ursula Metzger, René Brigger, Pascal Messerli, Edibe Golgeli»

Wir nehmen zu dieser Motion wie folgt Stellung:

1. Zur rechtlichen Zulassigkeit der Motion

8§42 des Gesetzes Uber die Geschéaftsordnung des Grossen Rates (GO, SG 152.100) vom
29. Juni 2006 bestimmt Gber die Motion:

8§ 42. Inhalt und Eintretensbeschluss

YIn der Form einer Motion kann jedes Mitglied des Grossen Rates oder eine stan-
dige Kommission den Antrag stellen, es sei der Regierungsrat zu verpflichten,
dem Grossen Rat eine Vorlage zur Anderung der Verfassung oder zur Anderung
eines bestehenden oder zum Erlass eines neuen Gesetzes oder eines Grossrats-
beschlusses zu unterbreiten.

1bis |n der Form einer Motion kann zudem jedes Mitglied des Grossen Rates oder
eine stdndige Kommission den Antrag stellen, es sei der Regierungsrat zu ver-
pflichten, eine Massnahme zu ergreifen. Ist der Regierungsrat fur die Massnahme
zustandig, so trifft er diese oder unterbreitet dem Grossen Rat den Entwurf eines
Erlasses gemass Abs. 1, mit dem die Motion umgesetzt werden kann.

2 Unzulassig ist eine Motion, die auf den verfassungsrechtlichen Zustandigkeits-
bereich des Regierungsrates, auf einen Einzelfallentscheid, auf einen in gesetz-
lich geordnetem Verfahren zu treffenden Entscheid oder einen Beschwerdeent-
scheid einwirken will.

3 Tritt der Rat auf die Motion ein, so gibt er dem Regierungsrat Gelegenheit, innert
drei Monaten dazu Stellung zu nehmen, insbesondere zur Frage der rechtlichen
Zulassigkeit des Begehrens.

Die Motion ist sowohl im Kompetenzbereich des Grossen Rates wie auch in demjenigen des Re-
gierungsrates zulassig. Ausserhalb der verfassungsrechtlichen Kompetenzaufteilung (vgl.
§ 42 Abs. 2 GO) ist der betroffene Zustandigkeitsbereich somit keine Voraussetzung der rechtli-
chen Zulassigkeit. Die Frage nach der Zustandigkeit ist im Rahmen der inhaltlichen Umsetzung
eines Motionsanliegens aber von entscheidender Bedeutung, da sie die Art der Umsetzung vorgibt.
Es gilt, das Gewaltenteilungsprinzip zwischen Grossem Rat und Regierungsrat zu beachten, denn
beide sind gestitzt auf das Legalitatsprinzip an Erlasse gebunden, die die Entscheidungsbefug-
nisse auf die Staatsorgane aufteilen. Je nach betroffenem Kompetenzbereich richtet sich die Um-
setzung entweder nach § 42 Abs. 1 GO oder nach § 42 Abs. 1S GO. Liegt die Motion im Zustan-
digkeitsbereich des Grossen Rates, wird sie mit einer Verfassungs-, Gesetzes- oder
Beschlussvorlage erflillt (§ 42 Abs. 1 GO). Eine Motion, die auf eine Materie im Kompetenzbereich
des Regierungsrates zielt, wird mit einer Verordnungsanderung respektive mit einem anderen Mit-
tel der Exekutive erfillt (§ 42 Abs. 1S GO), oder aber dem Grossen Rat wird ein Gesetzesentwurf
vorgelegt, der die Kompetenzverteilung zugunsten des Grossen Rates veréandert
(8 42 Abs. 1°s Satz 2 GO).

Mit der vorliegenden Motion soll der Regierungsrat beauftragt werden, die gesetzlichen Grundlagen
S0 anzupassen, dass eine berufsmassige Vertretung der Mietenden und Vermietenden vor der
staatlichen Schlichtungsstelle fur Mietstreitigkeiten durch ihre Mieter- und Vermieterorganisation
resp. einer von ihnen angestellten Person moglich ist. Die Ausweitung der Vertretungsmoglichkeit
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auf die Mietgerichte, erachten die Motion&rinnen und Motionére als wiinschenswert, tberlassen die
Beurteilung aber dem Regierungsrat.

Die Gesetzgebung auf dem Gebiet des Zivilrechts und des Zivilprozessrechts ist Sache des Bundes
(vgl. Art. 122 der Bundesverfassung vom 18. April 1999 [BV, SR 101]). Die Schweizerische Zivil-
prozessordnung vom 19. Dezember 2008 (Zivilprozessordnung, ZPO, SR 272) regelt das Verfah-
ren fur streitige Zivilsachen vor den kantonalen Instanzen. Nur wenn die ZPO ausdrtcklich den
Kantonen einen Spielraum Uberlasst, kdnnen die Kantone eigene Regelungen erlassen. Die be-
rufsmassige Vertretung ist in Art. 68 ZPO geregelt. Das Bundesgericht hat im Leitentscheid
BGE 140 Ill 555 E. 2.3 dies so prazisiert, dass eine berufsmassige Vertretung dann vorliegt, wenn
die Vertreterin oder der Vertreter bereit ist, in einer unbestimmten Vielzahl von Fallen tatig zu wer-
den. Darauf kann geschlossen werden, wenn sie oder er bereit ist, die Vertretung ohne besondere
Beziehungsnahe zur vertretenen Person zu Gibernehmen. Damit ist es nicht mehr alleine entschei-
dend, ob die Tatigkeit gegen Entgelt oder zu Erwerbszwecken ausgelbt wird.

Die ZPO bestimmt, dass in allen Verfahren Anwaltinnen und Anwalte, die nach dem Anwaltsgesetz
vom 23. Juni 2000 berechtigt sind, Parteien vor schweizerischen Gerichten zu vertreten, zur be-
rufsmassigen Vertretung befugt sind (vgl. Art. 68 Abs. 2 lit. a ZPO). Wenn es das kantonale Recht
vorsieht, sind vor der Schlichtungsbehdrde, in vermdgensrechtlichen Streitigkeiten des vereinfach-
ten Verfahrens sowie in den Angelegenheiten des summarischen Verfahrens auch patentierte
Sachwalterinnen und Sachwalter sowie Rechtsagentinnen und Rechtsagenten dazu befugt
(vgl. Art. 68 Abs. 2 lit. b ZPO). Vor Miet- und Arbeitsgerichten sind beruflich qualifizierte Vertrete-
rinnen und Vertreter dazu befugt, soweit das kantonale Recht es vorsieht (vgl.
Art. 68 Abs. 2 lit. d ZPO).

Vertreter der Mieter- und Vermieterverbande waren unter dem geltenden Recht im Kanton
Basel-Stadt unter lit. d zu subsumieren. Nach herrschender Lehre ist die Ausdehnung der Vertre-
tungsbefugnis bei Bestehen eines Mietgerichtes auf die Vorinstanz, somit die Schlichtungsbehor-
den, zuldssig. Indessen gibt es im Kanton Basel-Stadt kein Mietgericht, womit eine kantonale Re-
gelung, die die Vertretung vor einem Mietgericht und nach dem Gesagten auch vor der
Schlichtungsbehérde ermdglicht, ohne die Schaffung eines Mietgerichtes nicht erreichbar ist (vgl.
§ 5 des Gesetzes betreffend die Organisation der Gerichte und der Staatsanwaltschaft vom
3. Juni 2015 (Gerichtsorganisationsgesetz, GOG, SG 154.100). Es finden sich in der Lehre zwar
vereinzelt Meinungen, die entgegen dem Gesetzeswortlaut auf die inhaltliche Streitigkeit und nicht
auf die kantonale Gerichtsorganisation abstellen wollen, womit eine kantonale Regelung mdglich
ware. Das Appellationsgericht Basel-Stadt hat in einem Entscheid in arbeitsrechtlichen Streitigkei-
ten (vgl. ZB.2019.1 vom 29. April2019 E.1.2.4) seine Haltung zur Interpretation von
Art. 68 Abs. 2 lit. d ZPO indessen dahingehend geadussert, dass der Wortlaut entscheidend sei und
kein weiterer Interpretationsspielraum bestehe. Die Schaffung eines Mietgerichtes kann damit ein
mdglicher Lésungsansatz fir die Erfullung des Motionsanliegens sein. Die Regelung der berufs-
massigen Vertretung durch Mieter- und Vermieterorganisation ohne Anderung der Gerichtsorgani-
sation ist unter der Betrachtung von lit. d als nicht ins bestehende Rechtsgeflige passend zu be-
trachten.

Gemass Art. 68 Abs. 2 lit. b ZPO kdénnen Rechtsagentinnen und Rechtsagentin die Vertretung vor
Schlichtungsbehérden ausiliben, wenn es das kantonale Recht vorsieht. Der Kanton Basel-Stadt
kennt dieses Rechtsinstitut bisher nicht. Im Kanton St. Gallen etwa gibt es dieses Institut hingegen
schon lange. Mit der Schaffung des Rechtsinstituts der Rechtsagentin/des Rechtsagenten kann die
Vertretung vor der Schlichtungsbehdrde fiir Mieter- bzw. Vermieterorganisation geschaffen werden.

Gemass Art. 204 ZPO haben die Parteien grundsatzlich persénlich zur Schlichtungsverhandlung
zu erscheinen. Sie kdnnen sich von einer Rechtsbeistandin, einem Rechtsbeistand oder einer Ver-
trauensperson begleiten lassen. Abs. 3 von Art. 204 sieht wenige Ausnahmen von dieser personli-
chen Erscheinungspflicht vor. Liegt eine solche Ausnahme vor, so ist eine Vertretung im prozessu-
alen Sinn gemass Art. 68 Abs. 2 ZPO mdglich. Das kantonale Recht kann dazu keine
abweichenden Regelungen treffen, weshalb die Schaffung einer berufsméssigen Vertretung durch
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Mieter- bzw. Vermieterorganisation vor der Schlichtungsbehdrde nichts an der bundesrechtlich vor-
gesehenen, personlichen Erscheinungspflicht zu andern vermdge.

Mit der Motion wird beim Regierungsrat die Ausarbeitung gesetzlicher Grundlagen beantragt. Die
Motion verlangt nicht etwas, das sich auf den verfassungsrechtlichen Zustandigkeitsbereich des
Regierungsrates, auf einen Einzelfallentscheid, auf einen in gesetzlich geordnetem Verfahren zu
treffenden Entscheid oder einen Beschwerdeentscheid bezieht. Es spricht auch kein héherrangiges
Recht wie Bundesrecht oder kantonales Verfassungsrecht gegen den Motionsinhalt. Der Erlass
von Gesetzesbestimmungen féllt in die Zustandigkeit des Grossen Rates.

Der Grosse Rat kann gemass 8§ 43 GO eine Frist zur Motionserfillung festlegen, weshalb der Mo-
tionstext bereits eine solche Frist enthalten kann.

Die Motion ist aufgrund dieser Erwagungen als rechtlich zulassig anzusehen.

2. Nachtragliche Unabanderbarkeit der Motion

Nachdem der Grosse Rat die Motion in seiner Sitzung vom 10. Februar 2021 (berwiesen hatte,
gelangten der Motiondr und der Zweitunterzeichnende mit Schreiben vom 26. Februar 2021 und
vom 1. Marz 2021 an den Vorsteher der Prasidialdepartements. In diesen Schreiben betonen sie,
dass ihr Augenmerk primar auf dem Verfahren vor der Staatlichen Schlichtungsstelle fiir Mietstrei-
tigkeiten liege und dass die Eventualfrage betreffend Verfahren am Gericht auf einen spateren
Zeitpunkt verschoben werden kdnne. Die Ausdehnung der Vertretungsbefugnis vor der Staatlichen
Schlichtungsstelle fir Mietstreitigkeiten sei im Grossen Rat vollig unbestritten gewesen. Die Inte-
ressenverbande hétten ein Interesse daran, diesen Punkt mdglichst zeithah und niederschwellig
umzusetzen. Abschliessend wird in den besagten Schreiben eine Anpassung des Gesetzes uber
die Staatliche Schlichtungsstelle fir Mietstreitigkeiten vom 8. Februar 1995 (SG 215.400) als Um-
setzungsvorschlag fur die Motion prasentiert.

In Bezug auf diese Antrage ist auf § 36 Abs. 2 der Ausfuhrungsbestimmungen zum Gesetz Uber
die Geschéftsordnung des Grossen Rates vom 29. Juni 2006 zu verweisen (AB, SG 152.110). Die-
ser halt fest, dass eine Motion nach Einreichung nicht mehr abgeéndert werden darf. Die in den
Schreiben geforderte vorlaufige Aufschiebung eines Teilgehalts der Motion stellt eine Abanderung
dar und ist damit nach § 36 Abs. 2 AB unzulassig. Dazu kommt, dass die Motion bereits vom Gros-
sen Rat behandelt wurde. Eine parlamentarische Uberweisung ist stets als Zustimmung zum Moti-
onsanliegen in seiner Gesamtheit zu verstehen. Eine anschliessende Beschrankung des Motions-
inhaltes wiirde den gesetzgeberischen Willen nachtraglich umdeuten respektive die unzulassige
Annahme voraussetzen, dass die Uberweisung der Motion bei abge&andertem Inhalt gleichermas-
sen erfolgt ware. Aufgrund dessen behandelt die vorliegende Stellungnahme den Inhalt der Motion
im Zeitpunkt ihrer Einreichung.

3. Inhaltliche Stellungnahme zur Motion

3.1 Ausgangslage

Art. 204 Abs. 1 ZPO statuiert fiir die Streitparteien eine Pflicht zur persénlichen Teilnahme an der
Schlichtungsverhandlung, wodurch in der Regel keine Vertretungsmoglichkeit besteht. Diese Be-
stimmung ist fUr die schlichtende Tatigkeit zentral. Durch ein persdnliches Erscheinen soll ein Ge-
sprach zwischen den Parteien erméglicht werden, bevor es allenfalls zur Klageeinreichung kommt.
Im direkten Austausch mit den Parteien, welche ihre Interessen am besten einschatzen kénnen,
kann der Sachverhalt aus erster Hand ermittelt und kdnnen allfallige Missverstandnisse am ehesten
aufgeklart werden. Nur bei Vorliegen eines Dispensationsgrundes nach Art. 204 Abs. 3 ZPO entfallt
diese Teilnahmepflicht ausnahmsweise und die dispensierte Partei hat eine bevollmachtigte Ver-
tretung zu bestellen. Im Vorfeld der Schlichtungsverhandlung sowie im zivilgerichtlichen Verfahren
ist die Vertretung durch eine entsprechend bevollméchtigte Drittperson hingegen stets zulassig.
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Ein berufsméssiges Vertretungsmandat ist jedoch dem in Art. 68 Abs. 2 lit. a-d ZPO aufgefiihrten
Personenkreis vorbehalten.

Wie unter Ziff. 1 ausgefiihrt, ist die Parteienvertretung durch die Interessenverbénde als berufs-
massiges Handeln zu qualifizieren. Aufgrund dessen gelten fir ein solches Mandat die erhdhten
Anforderungen von Art. 68 Abs. 2 lit. a-d ZPO. Nach aktueller Rechtslage erfillen diese Anforde-
rungen im hiesigen mietrechtlichen Verfahren grundsatzlich ausschliesslich Anwaltinnen und An-
walte im Sinne von lit. a. Mit anderen Worten gilt im Kanton Basel-Stadt grundsatzlich das Anwalts-
monopol fir die berufsmassige Vertretung von Parteien in mietrechtlichen Verfahren vor der
Schlichtungsbehérde und dem Zivilgericht. Die einzige Aushahme hiervon bildet
Art. 204 Abs. 3 lit. ¢ ZPO. Demnach kann sich eine Vermieterin oder ein Vermieter an der Schlich-
tungsverhandlung von der schriftlich zum Vergleichsabschluss erméachtigten Liegenschaftsverwal-
tung vertreten lassen. Aus dem Gesagten folgt, dass Angestellte der Mieter- und Vermieterver-
bande ohne Anwaltspatent heute nicht zur Vertretung von Parteien im Schlichtungsverfahren sowie
im anschliessenden zivilgerichtlichen Verfahren zugelassen werden.

Von der Parteienvertretung an der Schlichtungsverhandlung abzugrenzen ist die Begleitung an der
Schlichtungsverhandlung. Nach Art. 204 Abs. 2 ZPO kann sich jede zur Teilnahme verpflichtete
Partei an der Schlichtungsverhandlung von einem Rechtsbeistand oder einer Vertrauensperson
begleiten lassen kann. Die Vornahme prozessualer Handlungen — also etwa der Abschluss eines
Vergleichs — obliegt dabei aber weiterhin der begleiteten Partei. Somit ist es heute ohne weiteres
madglich und auch Ublich, dass sich Parteien an der Verhandlung vor der Staatlichen Schlichtungs-
stelle flr Mietstreitigkeiten von Angestellten der Interessenverbande begleiten lassen. Diese Be-
gleitungsmaoglichkeit wurde respektive wird auch im Zuge der Corona-Pandemie durchgehend ge-
wabhrleistet.

3.2 Inhaltliche Beurteilung

3.21 Umsetzung der Motion gestitzt auf Art. 68 Abs. 2 lit. d ZPO

Wie bereits im Rahmen der rechtlichen Zulassigkeit erlautert, wird Art. 68 Abs. 2 lit. d ZPO nach
Uberwiegender Auffassung so ausgelegt, dass nur Kantone mit spezialisierten (d.h. paritatisch be-
setzten) Miet- und Arbeitsgerichten Angestellte von Interessenorganisationen als beruflich qualifi-
Zierte Vertreterinnen und Vertreter zulassen kénnen. Auf denselben Standpunkt stellte sich auch
das Appellationsgericht des Kantons Basel-Stadt in einem dieses Thema betreffenden Fall
(ZB.2019.1 vom 29. April2019 E. 1.2.4).

Der Kanton Basel-Stadt kennt zwar ein spezialisiertes paritatisches Arbeitsgericht, nicht aber ein
spezialisiertes paritatisches Mietgericht. Der Grosse Rat hat bei der Totalrevision des GOG im
Jahr 2015 darauf verzichtet, ein solches zu schaffen. Auch gilt die Staatliche Schlichtungsstelle fiir
Mietstreitigkeiten nicht als Mietgericht gemass Art. 68 Abs. 2 lit. d ZPO. Unter Bertcksichtigung der
gegenwartigen basel-stadtischen Gerichtsorganisation ware die kantonalrechtliche Zulassung der
Angestellten der Interessenverbande als beruflich qualifizierte Vertreterinnen und Vertreter im
Sinne von Art. 68 Abs. 2 lit.-d ZPO daher nur bundesrechtskonform umzusetzen mit der Schaffung
eines basel-stadtischen Mietgerichts. Der Erlass von bundesrechtswidrigen Bestimmungen ist dem
kantonalen Gesetzgeber nicht zu empfehlen, zumal einer solchen Regelung im Anfechtungsfall die
gerichtliche Korrektur beziehungsweise Aufhebung droht. Die einzige Moglichkeit zur bundes-
rechtskonformen Umsetzung der Motion nach lit. d bestiinde daher in der Schaffung eines basel-
stadtischen Mietgerichts und damit im aufwandigen Umbau des kantonalen Gerichtswesens. Die
daflr erforderliche Anpassung des GOG und allenfalls weiterer Gesetzesgrundlagen wirde detail-
lierte organisatorische, praktische, personelle und finanzielle Abklarungen erfordern. In diesen Pro-
zess missten auch die Gerichte und gegebenenfalls weitere betroffene Institutionen miteinbezogen
werden.
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3.2.2 Umsetzung der Motion gestitzt auf Art. 68 Abs. 2 lit. b ZPO

Kantonalrechtlicher Regelungsspielraum, um den zur berufsmassigen Vertretung berechtigten Per-
sonenkreis zu erweitern, besteht im mietrechtlichen Verfahren grundsatzlich auch nach
Art. 68 Abs. 2 lit. b ZPO. Dieser Bestimmung zufolge kann das kantonale Recht im Schlichtungs-
verfahren, in vermdgenrechtlichen Streitigkeiten des vereinfachten Verfahrens sowie in den Ange-
legenheiten des summarischen Verfahrens unter anderem eine Vertretung durch Rechtsagentin-
nen und Rechtsagenten vorsehen. Art. 68 Abs. 2 lit. b ZPO fand namentlich deshalb Eingang in die
ZPO, um denjenigen Kantonen, welche Rechtsagenten in ihren altrechtlichen Prozessordnungen
kannten, die Beibehaltung dieses Instituts zu erméglichen. Schweizweit haben von dieser Mdglich-
keit die Kantone St. Gallen, Genf und Waadt Gebrauch gemacht.

Das Institut des Rechtsagenten bildet in den besagten Kantonen die Bezeichnung fir eine Tatigkeit,
die in mehrerlei Hinsicht Ahnlichkeiten zum Anwaltsberuf aufweist und vergleichbaren Regularien
unterliegt. So erhalten Rechtsagentinnen und Rechtsagenten ihre Zulassung zur Berufsausiibung
mittels kantonaler Bewilligung nach erfolgtem Ablegen einer Prifung, deren Anforderungen und
Inhalte kantonal definiert werden. Diese Bewilligung erlaubt es den betroffenen Personen, wie An-
waéltinnen und Anwadlte Klienten zu vertreten, soweit ihnen das kantonale Recht dafiir die Befugnis
einrdumt.

Im Kanton Basel-Stadt muisste das Institut des Rechtsagenten neu eingefiihrt werden. Da
Rechtsagentinnen und Rechtsagenten im Vergleich zu Anwaéltinnen und Anwalten eher kosten-
gunstigere Alternativen darstellen dirften, kdnnte eine solche Losung zumindest dazu fuhren, dass
rechtsunkundige Streitparteien fur eine Vertretung nicht auf kostspielige Anwéltinnen und Anwélte
zuriickgreifen missen. Dies stellt erklartermassen ein Ziel der Motion dar. Dartiber hinaus ist je-
doch fraglich, ob eine auf Art. 68 Abs. 2 lit. b ZPO gestiitzte Regelung den Anliegen der Motion
angemessen Rechnung tragen kdnnte. Denn letztlich wiirden Angestellte der Interessenorganisa-
tion von einer solchen Erweiterung der beruflichen Vertretung nur bei vorliegender Berufszulassung
zur Rechtsagententatigkeit profitieren. Auch musste dasselbe Recht selbstverstandlich allen ande-
ren entsprechend qualifizierten Rechtsagentinnen und Rechts eingerdumt werden, unabhangig von
ihrem Angestelltenverhaltnis.

Insgesamt lasst sich nicht ohne Weiteres abschatzen, ob fir ein solches Institut tatsachlich Bedarf
besteht und falls ja, in welchem Umfang. Vor der Einfuhrung mussten jedenfalls zahlreiche inhalt-
liche und rechtliche Fragen vertieft abgeklart werden. So ware etwa zu prifen, ob eine entspre-
chende Vertretungsbefugnis nur in Mietstreitigkeiten oder auch in anderen vermégensrechtlichen
Streitigkeiten des vereinfachten Verfahrens erwiinscht ware. Ebenfalls wirde sich die Frage stel-
len, ob sich die Vertretungsbefugnis nur auf das Schlichtungsverfahren oder auch auf das gericht-
liche Verfahren beziehen sollte. Angesichts dessen, dass eine unsachgemasse berufliche Vertre-
tung schwerwiegende Konsequenzen fir die vertretene Partei haben kann, wéare weiter zu
untersuchen, wie das Institut des Rechtsagenten kantonalrechtlich ausgestaltet werden musste,
um einen angemessenen Qualitatsstandard gewahrleisten zu kénnen (konkret etwa: erforderliche
Ausbildung, Prifungskriterien, Bewilligungserteilung, Aufsicht, standesrechtliche Pflichten, berufli-
che Haftpflicht etc.). Sodann miissten die voraussichtlichen Kosten und der administrative Aufwand
fur die Einfihrung des neuen Instituts gepruft werden. Nicht zuletzt ware auch zu eruieren, welche
gesetzlichen Grundlagen zwecks Etablierung des Instituts neu geschaffen oder angepasst werden
missten. In diesem aufwéandigen Prifungsprozess ware der Einbezug der Gerichte und weiterer
Institutionen (z.B. Anwaltskammer) notwendig, da die allfallige Aufweichung des Anwaltsmonopols
im Verfahren vor den kantonalen Zivilgerichtsinstanzen einem nicht zu vernachlassigenden Para-
digmenwechsel gleichkdme.

4. Fazit

Im Schlichtungsverfahren gilt fiir die Parteien eine Pflicht zum persdnlichen Erscheinen. Eine Ver-
tretung ist nur ausnahmsweise bei Vorliegen eines gesetzlichen Dispensationsgrundes zulassig.
Grundsétzlich ist die berufsmassige Vertretung im mietrechtlichen Verfahren im Kanton Basel-Stadt
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zurzeit Anwaltinnen und Anwalten vorbehalten. Die Angestellten der Mieter- und Vermieterver-
bande kdonnen die Parteien aber begleiten, was sie gemass geltender Praxis seit langem auch
regelmassig tun.

Die Motion bezweckt die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage, die kiinftig auch Angestellten
der Mieter- und Vermieterverbande die berufliche Vertretung von Parteien vor der Staatlichen
Schlichtungsstelle fir Mietstreitigkeiten und eventuell im anschliessenden zivilgerichtlichen Verfah-
ren ermdglichen soll. Da in Basel-Stadt kein spezialisiertes paritatisches Mietgericht existiert, wére
die kantonalrechtliche Zulassung von Angestellten der Interessenverbande als beruflich qualifi-
zierte Vertreterinnen und Vertreter im Sinne von Art. 68 Abs. 2 lit. d ZPO aktuell nicht mdglich. Eine
Maoglichkeit zur bundesrechtskonformen Umsetzung der Moglichkeit lage daher in der Anderung
der kantonalen Gerichtsorganisation und in der Schaffung eines Mietgerichts.

Anderweitiger Spielraum zur Relativierung des geltenden Anwaltsmonopols bestiinde nach
Art. 68 Abs. 2 lit. b ZPO, falls im kantonale Recht das Institut des Rechtsagenten eingefiihrt werden
soll. Inwiefern dem Anliegen der Motion innerhalb des vorhandenen Regelungsspielraums Rech-
nung getragen werden kann, ist allerdings fraglich.

Eine zeitnahe und niederschwellige Umsetzung der Motion ist nicht mdglich. Beide Umsetzungs-
moglichkeiten sind mit erheblichem Aufwand verbunden und werfen viele rechtliche und praktische
Fragen auf, die im Hinblick auf die Schaffung allfalliger Gesetzesgrundlagen umfassend abgeklart
werden missten. Bevor unter diesen Voraussetzungen ein solches Gesetzgebungsprojekt ange-
gangen wird, erscheint es sinnvoll, unter Einbezug der Gerichte und anderen betroffenen Instituti-
onen eine detailliertere Auslegeordnung vorzunehmen.

5. Antrag

Aufgrund des dargelegten Abklarungsbedarfs beantragen wir, die Motion Andreas Zappala und
Konsorten betreffend berufsméassige Vertretung durch die Interessenverbédnde an der Schlich-
tungsstelle und eventuell am Mietgericht dem Regierungsrat als Anzug zu Uberweisen.

Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

Eﬁ E~WFOW.

Beat Jans Barbara Schiupbach-Guggenbdihl
Prasident Staatsschreiberin

Seite 7/7



	1. Zur rechtlichen Zulässigkeit der Motion
	2. Nachträgliche Unabänderbarkeit der Motion
	3. Inhaltliche Stellungnahme zur Motion
	3.1 Ausgangslage
	3.2 Inhaltliche Beurteilung
	3.2.1 Umsetzung der Motion gestützt auf Art. 68 Abs. 2 lit. d ZPO
	3.2.2 Umsetzung der Motion gestützt auf Art. 68 Abs. 2 lit. b ZPO


	4. Fazit
	5. Antrag

